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Anrede,


es freut mich sehr, dass das niedersächsische Umweltministerium und die Landeshauptstadt Hannover den 25. Geburtstag des Umweltlogos ”Blauer Engel” zum Anlaß genommen haben, um während der heutigen Konferenz die Frage in den Mittelpunkt zu stellen: ”Umweltbewusst konsumieren - aber wie?”


Das Jubiläum des ”Blauen Engels” - dem ältesten und nach wie vor erfolgreichsten Umweltzeichen in Deutschland- ist ein guter Anlaß für den Auftakt zu dem von der Niedersächsischen Landesregierung geförderten Arbeitsschwerpunkt ”Nachhaltiger Konsum”.


Der Begriff ”Nachhaltigkeit” hat wie kaum ein anderer eine rasante PR-Karriere hinter sich. Diese oft nur unzureichende Übersetzung des englischen Begriffes ”sustainibility” schließt die auf die Zukunft gerichtete Verantwortung mit ein, die jeder Verbraucher aber auch jeder Hersteller für sein Tun und Handeln übernimmt.





Niedersachsen zeigen ein hohes Umweltbewußtsein. Eine einzigartige Naturlandschaft mit einem vielfältigen Reichtum an Heide und Moor, mit Wattenmeer und Vogelschutzgebieten, mit Naturparks und Seenlandschaften prägt das Leben der Menschen.


Natur- und Umweltschutz haben hier deshalb einen ganz besonderen Stellenwert. Dem Umweltminister Niedersachsens, Hans-Heinrich Sander, gebührt große Anerkennung für die von ihm in Angriff genommenen Reformen, mit denen er der niedersächsischen Umweltpolitik zu einem neuen Profil verhilft.


Entbürokratisierung und Verschlankung sind die Stichworte, mit denen sich sein Modernisierungsprogramm für die Umweltverwaltung - in aller Kürze - umschreiben lässt.  Niedersachsen soll zukunftsfähig werden, so lautet das Motto der neuen Landesregierung. Umweltminister Sander hat hierfür in seinem Zuständigkeitsbereich mit einer Reihe von Maßnahmen die Weichen neu gestellt.


Im Mittelpunkt seiner Politik stehen immer der Mensch und das Leitbild der Nachhaltigkeit. Es geht heute darum, den Umweltschutz zu einer Sache jedes einzelnen Bürgers zu machen.  Es ist die Eigenverantwortung gefragt. Umweltminister Sander will mit seiner Politik diesem Engagement mehr Raum geben. Nur so kann man dem untrennbaren Zusammenhang zwischen Freiheit und Verantwortung gerecht werden.


Mit seinem umweltpolitischen Ansatz steht er in der Tradition einer ganzen Reihe von liberalen Umweltministern in Bund und in den Ländern: Neben Werner Maihofer, Gerhart Baum und mir selbst als Bundesinnenminister - noch vor Einrichtung eines eigenen Umweltministeriums in den siebziger Jahren - waren das Horst Vetter in Berlin (1984-1988), Hartmut Sieckmann in Thüringen (1990-1994) und Wolfgang Rauls in Sachsen-Anhalt (1990-1994).


Diese Tradition reicht zurück bis in die Anfänge der Umweltpolitik und des Umweltschutzes in Deutschland. In den frühen siebziger Jahren ging es darum, Bewusstsein dafür zu schaffen, dass die Natur, dass die Umwelt nicht nur Ressource sondern vor allem ein unwiederbringliches bedrohtes Gut ist. Unsere natürliche Lebensgrundlagen sind uns anvertraut. Sie sind uns nicht zum Raubbau und Mißbrauch überlassen. Die Dinge in einem übergeordneten, weltweiten - heute würde man sagen ”globalen” - Zusammenhang zu sehen, das begann für uns in den frühen siebziger Zeit. Es waren Amerikaner und Schweden, die die Weltöffentlichkeit zum entschlossenen Handeln aufriefen und eine Internationale Umwelt-Konferenz auf Regierungsebene in den Vereinten Nationen durchsetzten, die dann vom 5. bis 6. Juni 1972 in Stockholm stattfand.


Das Umweltdilemma war zu keinem Zeitpunkt nur ein nationales Problem. Verschmutzungen der Luft , des Bodens, des Wassers, die Bedrohung der Artenvielfalt enden nicht an nationalen Grenzen. Meine Umweltministerzeit von 1969 bis 1974 war deshalb auch eine Einstimmung auf viele außenpolitische Themen - der Welthandels- , Entwicklungs- und Weltwährungspolitik, vor allem aber der Friedenspolitik. Bundespräsident Heinemann wurde damals nicht müde, auf den Zusammenhang zwischen Schutz der Umwelt und Friedenspolitik hinzuweisen. Und in der Tat: Wer über den Frieden zwischen den Menschen und zwischen den Völkern spricht, muss auch den Frieden der Menschen mit der Natur wollen.





In unsere Zeit der gesellschaftlichen Umbrüche und der Sensibilisierung für die Belange der Umwelt fällt die Entstehungsgeschichte des ”Blauen Engels”.


Es brauchte jedoch noch einige Jahre - bis zum Juni 1978 -, bis dass der ”Blaue Engel” aus der Taufe gehoben werden konnte.  Mit Freude konnte ich damals feststellen, dass man auch als Außenminister gute Früchte dessen ernten kann, was man als Innenminister einmal ausgesät hat. Dem Gütesiegel des ”Blauen Engels” liegt die Idee zu Grunde, dass Umweltprodukte und Dienstleistungen, die sich gegenüber herkömmlichen Angeboten durch eine besondere Qualität auszeichnen, im marktwirtschaftlichen Wettbewerb durchsetzen werden. Im Vergleich zu anderen Waren haben die mit dem ”Blauen Engel” gekennzeichneten Produkte den besonderen Vorteil eines Umweltbonus, das heißt einer besonderen Umweltverträglichkeit. Dieser besondere Mehrwert stellte eine breite und seriöse Basis für das Vertrauen der Kunden dar. Gleichzeitig sollte das Logo dem Verbraucher eine Entscheidungshilfe für einen umweltgerechten Einkauf an die Hand geben. Ganz nach dem Prinzip, wie es der erste Bundespräsident, Theodor Heuss formulierte: ”Qualität ist für mich immer noch das Anständige.” Diese markt- und sozialethische Forderung gilt in der großen Politik genauso wie im Laden um die Ecke. Sie gilt vor allem aber in der Umwelt- und Verbraucherpolitik.


Umweltprobleme liegen quer zu eingefahrenen Verwaltungszuständigkeiten, Interessenlagen und Denkgewohnheiten. Das Thema ”Umweltschutz” wurde Anfang der siebziger Jahre für die gesamte deutsche politische Öffentlichkeit zum Denkanstoss für Reformen in Wirtschaft und Gesellschaft. Wie in keinem anderen Politikbereich bereitete das Umweltthema den Boden für umfassende Reformen. Inzwischen gibt es mehrere Hundert Umweltgütezeichen, Umweltpreise und Auszeichnungen. Aber der ”Blaue Engel” bedeutete den Durchbruch für eine neue Denkweise in der Politik, die ressortübergreifend Lösungen für die drängenden Fragen nach der Verantwortung jedes Einzelnen für seine Umwelt und die Zukunft, kurz: nach der Überlebensfrage der ganzen Menschheit sucht.


Es ging und geht darum, langfristig und nachhaltig unsere natürlichen Lebensgrundlagen weltweit zu sichern. Nach einer langen Vorbereitungszeit in der Arbeitsgemeinschaft für Umweltfragen (AGU), dem Deutschen Institut für Gütesicherung und Kennzeichnung (RAL) sowie dem Umweltbundesamt wurde das Umweltzeichen vom damaligen Innenminister Gerhart Baum und dem Umweltbeauftragten der Evangelischen Kirche, Pfarrer Oeser, 1977 ins Leben gerufen.


Als die Jury Umweltzeichen dann am 5. Juni 1978 zu ihrer ersten Sitzung zusammentrat, war das die Geburtsstunde des ”Blauen Engel”. Zum ersten Mal saßen Vertreter von Umwelt- und Verbraucherschutzverbänden, aus der Industrie, Gewerkschaften und Politik an einem Tisch, um gemeinsam Fragen der Produktkennzeichnung zu beraten. Heute nutzen rund 800 Unternehmen den ”Blauen Engel”, um in über 90 Produktgruppen rund 3.700 Produkte auszuzeichnen. Der Sachverstand der gesamten Wirtschaft steht hinter dem ”Blauen Engel”.


Er hat entscheidend dazu beigetragen, den Strukturwandel der Wirtschaft in Richtung nachhaltiger Entwicklung zu beschleunigen. Er hat außerdem für die Frage der freiwilligen Selbstkontrolle der Hersteller eine Vorreiterrolle übernommen.


Die FDP hat in ihren Freiburger Thesen schon 1971 die Umweltpolitik als vorrangige verfassungs- und gesellschaftspolitische Aufgabe formuliert. Sie forderte Umweltqualitäts-normen und ökologische Eckwerte. Damit wurden die Weichen gestellt für eine Umweltmodernisierung und Zukunftstauglichkeit von Wirtschaft und Gesellschaft.


Im September 1971 konnte ich mit der Rückendeckung des gesamten Kabinetts das erste Umweltprogramm auf den Weg bringen. Die darin formulierte Ziel-Trias ”Vorsorge- Verursacher- und Kooperationsprinzip” ist noch heute Grundlage einer vorsorgenden Umweltschutzpolitik, die den Schutz und Erhalt der natürlichen Lebensgrundlagen zum Ziel hat. Sie folgt der Einsicht, dass Frieden und Wohlstand nur dort erreicht werden können, wo Menschenrechte nachhaltig geachtet und gesichert werden.  Mehr als ein Vierteljahrhundert hat es gedauert, bis ein Artikel 20a zum Schutz der natürlichen Lebensgrundlagen in das Grundgesetz eingefügt wurde. Der Kanon aus Präambel und den Artikeln 20a, 24, 25 und 26 unseres Grundgesetzes begründet die Pflicht, dem Frieden in der Welt durch nachhaltige und zukunftsfähige Orientierung aller Politikfelder zu dienen. Auf dieser Verfassungsgrundlage können Hoheitsrechte auf kollektive Sicherheitssysteme übertragen werden. Zu solchen Weltsicherheits-Systemen werden in Zukunft auch Weltklimaschutz-Abkommen, Artenschutzabkommen oder Abkommen gegen Schadstoff-Dumping gehören.





Spätestens mit dem Bericht der vom damaligen UN-Generalsekretär Perez de Cuellar eingesetzten Brundtland-Kommission von 1987 und der darauf aufbauenden UN-Konferenz für Umwelt und Entwicklung von 1992 in Rio de Janeiro wurde auf internationaler Ebene ein Zusammenhang herausgearbeitet, der einen Durchbruch für die globale Umweltpolitik bedeutete: 


Umweltpolitik soll nicht nur auf den wirtschaftlichen Aspekt reduziert werden sondern vor allem auch Aspekte der nachhaltigen Entwicklung miteinbeziehen. In einer Welt, in der es immer wenige trennende Grenzen gibt, in der weit entlegene Gebiete durch den technologischen Fortschritt immer enger miteinander verknüpft werden und dadurch näher aneinander rücken - kurz: in einer Welt der Globalisierung -, darf eine verantwortungsvolle Umweltpolitik nicht allein den Marktkräften überlassen werden. Im Gegenteil: Sie muss politisch gestaltet werden.


Je größer und stärker ein Land ist, umso größer sind die Auswirkungen seines Handelns, umso größer ist deshalb auch seine Verantwortung für Gestalt und Inhalt einer neuen Weltordnung, die heute im Entstehen begriffen ist. Das Bewusstsein der globalen Auswirkungen des eigenen Tuns muss ganz im Sinne von Kants Kategorischem Imperativ Maßstab des Handelns aller Staaten sein. Die aus der Globalisierung folgende Notwendigkeit, unsere Welt als Einheit zu begreifen, wird angesichts der Gefährdung unserer natürlichen Lebensgrundlagen in existentieller Weise spürbar. Die langfristige Sicherung unserer natürlichen Lebensgrundlagen muss deshalb zu einem zentralen Anliegen der internationalen Politik werden. Gefordert ist eine gemeinsame Strategie für das Überleben der Menschheit, ganz im Sinne des Philosophen Hans Jonas. Mit seinem Buch ”Prinzip Verantwortung” hat er uns unsere Verantwortung über den Tag hinaus, nämlich für die Zukunft der Menschheit, bewusst gemacht. Niemals zuvor hatte jede politische und wirtschaftliche Entscheidung so nachhaltige Auswirkungen für den ganzen Globus. Umweltverletzungen der Natur betreffen alle gleichermaßen.


Diese Mahnung richtet sich zuallererst an die reichen Industriestaaten des Nordens, die durch die energie- und ressourcenintensive Produktions- und Lebensweise die schwersten globalen Umweltgefährdungen verursachen. Gefordert ist ein Umdenken: Volkswirtschaften, die in ihren Kalkulationen nicht die Kosten für Umweltbelastungen und Ressourcenverschwendung berücksichtigen, verhalten sich auch ökonomisch kurzsichtig. Der sozialen Marktwirtschaft muss deshalb endlich die ökologische Dimension hinzugefügt werden. Andersherum müssen positive Ansätze wie die gelungene Produktkennzeichnung durch den ”Blauen Engel” auf der internationalen Ebene - zum Beispiel in den Welthandelsrunden - Eingang finden. Sie als Hindernis anzusehen, wäre hier zu kurz gedacht. Globale Herausforderungen verlangen globale Antworten und ein international abgestimmtes Vorgehen.


Deutschland, das im Bereich der Umweltpolitik schon früh eine Vorreiterrolle gespielt hat, trägt hier eine besondere Verantwortung. In einer neuen Weltordnung bedeuten Mäßigung und Solidarität und der Wille zu ebenbürtiger und gleichberechtigter Kooperation die Bringschuld der Starken gegenüber den Schwachen. Das gilt in besonderer Weise für den Zusammenhang zwischen dem dramatischen Wachstum der Weltbevölkerung und den Auswirkungen auf die regionale und globale Stabilität, zum Beispiel durch massenhafte Migrationsbewegungen.


Auch die Übernutzung der natürlichen Lebensgrundlagen in den ärmeren Weltregionen trifft letztlich auch die Industriestaaten des Nordens, zum Beispiel durch die Veränderung des Weltklimas. Die Armut ist - weltweit gesehen - immer noch das größte Umweltproblem. Zu einer globalen Verantwortungspolitik gibt es daher keine Alternative.


Meine Damen und Herren, der Erdgipfel in Rio 1992 hat das Ziel einer nachhaltigen Entwicklung erstmals als gemeinsame Aufgabe formuliert: 


Die Verbesserung der wirtschaftlichen Lebensverhältnisse der Menschen muss so weit wie möglich mit der Sicherung ihrer natürlichen Lebensgrundlagen in Einklang gebracht werden. Auf internationaler Ebene hat der Weltgipfel für Nachhaltige Entwicklung von Johannesburg im vergangenen Jahr diese Verbindung und Wechselwirkung von Umwelt und nachhaltiger Entwicklung noch einmal deutlich gemacht und verankert.


Für die lokale Ebene hat Umweltminister Sander die Bedeutung der in Rio beschlossenen Agenda 21 - dem gesellschaftlichen Modernisierungsprogramm, das die drei Bereiche Umwelt, Wirtschaft und Soziales miteinander in Einklang bringen soll - einmal so formuliert: 


”Nachhaltige Entwicklung auf lokaler Ebene bedeutet, dass die Lebensqualität in einer Gemeinde gesichert wird, ohne dass Menschen an anderen Orten oder zukünftige Generationen Beeinträchtigt werden.” Ich bin mir sicher, dass Hans-Heinrich Sander mit seinem Ansatz viele Menschen für die Umwelt gewinnen wird. Die heutige Tagung, die unter den Vorzeichen des Jubiläums des ”Blauen Engels” die Frage stellt, was nachhaltiger Konsum heute bedeutet, ist hierzu ein wichtiger Beitrag. Sie zeigt, dass Umweltbewusstsein und Umweltschutz im Alltag beginnen. Der ”Blaue Engel” ist dabei ein gelungenes Beispiel dafür, dass sich Wirtschaft und Umweltschutz gegenseitig positiv ergänzen können. Und mehr noch: Durch den Wettbewerb ökoeffizienter Produkte wurden entscheidende Umweltinnovationen angestoßen und eingeführt. Wie kein anderes Umweltzeichen hat der blaue Engel das Bewußtsein der Verbraucher geprägt und verändert. Trotz der Kritik, die im Hinblick auf die Weiterentwicklung des ”Blauen Engel” geäußert wird, bin ich deshalb davon überzeugt, dass der ”Blaue Engel” Zukunft hat. Mit seiner langen Erfahrung hat er uns gezeigt: Ein verantwortungsvoller und zukunftsgerichteter Umgang mit der Umwelt ist jeden Tag aufs Neue möglich. Und was im Kleinen funktioniert, sollte auch im Großen möglich sein.
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